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Präambel
Der Verein ist Träger der volkshochschule (vhs) für den Stadtkreis Stuttgart. Die vhs ist eine Einrichtung des öffentlichen Bildungswesens mit einem breit gefächerten Angebot. Die vhs arbeitet unabhängig von Gruppeninteressen. Sie ist überkonfessionell und überparteilich. Die Freiheit der Lehre und die Unabhängigkeit bei der Auswahl der Lehrenden werden gewährleistet. 
§ 1  
Name und Sitz
(1) Der Verein ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts Stuttgart eingetragen und führt den Namen 

volkshochschule stuttgart e.V.
(2) Er ist ein rechtsfähiger Verein mit Sitz in Stuttgart.  
(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
§ 2  
Vereinszweck

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung.
(2) Der Verein verfolgt folgende Zwecke:

· Förderung der Erziehung, Volks- und Berufsausbildung (insbesondere der freien Jugend- und Erwachsenenbildung) einschließlich der Studentenhilfe,

· allgemeine Förderung des demokratischen Staatswesens im Geltungsbereich der Abgabenordnung; hierzu gehören nicht Bestrebungen, die nur bestimmte Einzelinteressen staatsbürgerlicher Art verfolgen, 

· Förderung der internationalen Gesinnung, der Toleranz auf allen Gebieten der Kultur und des Völkerverständigungsgedankens,

· Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke,

· Förderung von Kunst und Kultur,

· Förderung von Verbraucherberatung und Verbraucherschutz,

· Förderung von Gleichberechtigung von Frauen und Männern,

· Förderung des Schutzes von Ehe und Familie,

· Förderung der Heimatpflege und Heimatkunde sowie
· Förderung des Naturschutzes, der Landschaftspflege sowie des Umweltschutzes  im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes und der Naturschutzgesetze der Länder.
Der Verein verwirklicht seine Zwecke insbesondere durch

a) die Organisation und Durchführung von Seminaren, Vorträgen und Kursen, mittels derer die Kenntnisse und Fähigkeiten des Einzelnen, sowohl im Bereich der Allgemeinbildung als auch in Bezug auf Berufsausbildung oder Berufsfortbildung und/oder die anderen unter Absatz 2 Satz 1 genannten Zwecke, vermehrt werden sollen,
b) jedwelche Aktivitäten, mittels derer die oben genannten Satzungszwecke verwirklicht werden können,
c) den Betrieb eines staatlich anerkannten Abendgymnasiums auf der Grundlage des Privatschulgesetzes des Landes Baden-Württemberg sowie 
d) die Beschaffung von Mitteln und deren Weiterleitung für andere steuerbegünstigte Körperschaften oder Körperschaften des öffentlichen Rechts (Förderverein im Sinne von § 58 Nr. 1 AO), welche diese Mittel unmittelbar zur Verwirklichung der oben beschriebenen Satzungszwecke zu verwenden haben. 
(3) Die vorstehenden Leistungen werden vom Verein unmittelbar selbst erbracht, soweit er sich zur Erfüllung seiner Aufgaben nicht Hilfspersonen im Sinne von § 57 Abs. 1 S. 2 AO bedient. 
(4) Der Verein ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Die Mittel des Vereins dürfen nur für seine satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Der Verein darf sich an Gesellschaften, die den Vereinszweck fördern und unterstützen, beteiligen oder sie gründen und unterhalten.
(5) Die Mitglieder des Vereins erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglied auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins für ihre Mitgliedschaft keine Entschädigung.
(6) Der Verein darf keine juristischen oder natürlichen Personen durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen.
§ 3  
Mitgliedschaft, Erwerb und Beendigung der Mitgliedschaft
(1) Mitglieder des Vereins können alle geschäftsfähigen natürlichen oder juristischen Personen sein, die an den Satzungszwecken nach § 2 interessiert sind und die durch ihre Mitwirkung die Arbeit der vhs fördern wollen. Dasselbe gilt für nicht rechtsfähige Körperschaften des öffentlichen oder privaten Rechts, insbesondere für Schulen und Behörden. Zudem kommen nicht rechtsfähige Gesellschaften sowie Vereinigungen als Mitglieder in Betracht. Ausgenommen sind Personen, die bei der vhs als Arbeitnehmer tätig sind oder die in einem Abhängigkeitsverhältnis zur vhs stehen. 
(2) Der Antrag auf Aufnahme als Mitglied ist schriftlich zu stellen. Über die Aufnahme neuer Mitglieder entscheidet die Mitgliederversammlung mit 2/3-Mehrheit der anwesenden Mitglieder. 
(3) Die Mitgliedschaft endet durch 
a) den Tod bei natürlichen Personen

b) Auflösung der juristischen Person

c) freiwilligen Austritt oder 
d) durch Ausschluss aus dem Verein. 
(4) Der freiwillige Austritt von Mitgliedern erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Er ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zulässig.
(5) Der Ausschluss eines ordentlichen Mitgliedes ist nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes zulässig. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn
a) das Mitglied mit einem Mitgliedsbeitrag ein Jahr im Rückstand ist,
b) das Mitglied wiederholt und in schwerem Maße gegen die Bestimmungen dieser Satzung verstoßen hat,

c) das Mitglied das Ansehen des Vereins grob geschädigt oder gegen die Zwecke des Vereins verstoßen hat,

d) der Ausschluss im Interesse des Vereins erforderlich erscheint.
Über den Ausschluss entscheidet die Mitgliederversammlung mit 2/3-Mehrheit der anwesenden Mitglieder auf Vorschlag des Vorstands. Die Mitteilung über den Ausschluss ist dem betreffenden Mitglied zuzustellen. Mit dem Erhalt erlöschen alle Rechte des Mitglieds gegenüber dem Verein.
Beiträge
Von den Mitgliedern können Beiträge erhoben werden. Die Art des Beitrags (z.B. Geldzahlung oder Dienste, die den Satzungszweck unterstützen) und dessen Höhe werden von der Mitgliederversammlung festgelegt. 
Organe des Vereins
Organe des Vereins sind der Vorstand (§ 6), der Aufsichtsrat (§ 8) sowie die Mitgliederversammlung (§ 10).

Vorstand

(6) Der Vorstand besteht aus einem vom Aufsichtsrat zu ernennenden hauptamtlichen Vorstandsmitglied, der/die den Titel vhs-Direktor/in trägt. Der Aufsichtsrat kann bis zu 2 weitere Vorstandsmitglieder, die hauptberuflich in Führungsfunktionen der vhs tätig sind, ernennen (stellvertretende vhs-Direktoren/innen). Für diesen Fall ist der/die vhs-Direktor/in Vorsitzender/e des Vorstands. 
(7) Die Amtszeit des/der nach Abs. 1 zu bestimmenden vhs-Direktors/in endet spätestens mit Bezug der gesetzlichen Altersrente. Eine vorherige Abberufung kann nur aus wichtigem Grund erfolgen. Vor Ende seiner/ihrer Amtszeit ist durch den Aufsichtsrat ein geeigneter neuer Vorstand auszuwählen und zu ernennen.
(8) Die hauptamtlich tätigen Vorstandsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit eine angemessene Vergütung. 
Aufgaben des Vorstands, Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung
(9) Gesetzlicher Vertreter im Sinne von § 26 BGB ist der/die vhs-Direktor/in. Soweit stellvertretende vhs-Direktoren/innen bestellt werden, gehören auch diese zum Vorstand im Sinne von § 26 BGB. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins und vertritt diesen gerichtlich und außergerichtlich. Der/die Vorsitzende des Vorstands ist stets einzelvertretungsbefugt. Soweit weitere Vorstandsmitglieder bestellt sind, können diese den Verein nur jeweils zusammen mit dem/der Vorsitzenden des Vorstands vertreten. 
(10) Der/die vhs-Direktor/in hat dafür Sorge zu tragen, dass der Verein in Fällen seiner/ihrer Abwesenheit (z.B. Urlaub oder Krankheit) handlungsfähig bleibt. Näheres wird in einer Geschäftsordnung des Vorstands geregelt. 
(11) Durch Beschluss des Aufsichtsrats kann allen oder einzelnen Vorstandsmitgliedern Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB erteilt werden.
(12) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins in eigener Verantwortung mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nach Maßgabe der Gesetze, dieser Satzung und seiner Geschäftsordnung. Seine Aufgabe ist insbesondere

a) Entwicklung und Umsetzung der strategischen Ziele des Vereins in Abstimmung mit dem Aufsichtsrat, 

b) Beratung von Grundsatzfragen der vhs in der Mitgliederversammlung,
c) die Verwaltung des Vereinsvermögens einschließlich der Führung von Büchern und der Aufstellung des Jahresabschlusses,
d) Aufstellung und Verantwortung für die Einhaltung des  Wirtschaftsplans sowie
e) Vorbereitung, Einberufung und Teilnahme an den Mitgliederversammlungen bzw. Vorbereitung und Teilnahme an den  Aufsichtsratsversammlungen.
(13) Alle über den Wirtschaftsplan (vgl. Abs. 4 d)) hinausgehenden Geschäfte darf der Vorstand nur aufgrund eines vorher einzuholenden Beschlusses des Aufsichtsrats vornehmen. Dies gilt nicht für die laufende Geschäftstätigkeit der vhs.

(14) Soweit mehrere Vorstandsmitglieder bestellt sind, ist der Vorstand beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Der Vorstand fasst Beschlüsse grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der Vorsitzenden den Ausschlag. Bei wichtigen Beschlüssen hat der/die Vorstandsvorsitzende ein Vetorecht.
(15) Anstatt einer Beschlussfassung in Sitzungen können Beschlüsse auch schriftlich bzw. durch Telekommunikationsmittel (z.B. email oder Videokonferenzen) gefasst werden. Die Beschlussvorlage ist von dem/der Vorsitzenden zu paraphieren und im Umlaufverfahren von den anderen Organmitgliedern zu unterzeichnen. Bei Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren gilt Abs. 6 entsprechend.  

Aufsichtsrat

(16) Der Aufsichtsrat (vhs-Rat) besteht aus 11 ehrenamtlich tätigen Mitgliedern. Die Mitglieder des Aufsichtsrats können nicht zugleich Mitglieder des Vorstands sein. Arbeitnehmer der vhs sowie Personen, die in einem Abhängigkeitsverhältnis zur vhs stehen, können nicht Mitglieder des Aufsichtsrats sein. 
(17) Der Aufsichtsrat gibt dem Vorstand eine Geschäftsordnung. Zudem kann er sich selbst eine Geschäftsordnung geben.
(18) Dem Aufsichtsrat gehören als ständige Mitglieder an:

a) Der/die jeweilige Oberbürgermeister/in der Landeshauptstadt Stuttgart sowie 5 Vertreter/innen der Gemeinderatsfraktionen der Landeshauptstadt Stuttgart. Bei der Sitzverteilung der Vertreter/innen der Gemeinderatsfraktionen sind die Kräfteverhältnisse im Gemeinderat zu berücksichtigen. 

b) 5 von der Mitgliederversammlung des Vereins zu wählende Personen, von denen eine die Interessen der Teilnehmenden der vhs vertreten soll. In begründeten Fällen können auch Nicht-Vereinsmitglieder der vhs gewählt werden. 
(19) Die Amtszeit des Aufsichtsrats beträgt in Anlehnung an die Wahlperiode des Gemeinderats 5 Jahre.
(20) Der/die jeweilige Oberbürgermeister/in der Landeshauptstadt Stuttgart ist Vorsitzende/r des Aufsichtsrats. Er/Sie kann sich durch eine/n Bürgermeister/in der Landeshauptstadt Stuttgart vertreten lassen.
(21) Der Aufsichtsrat wird von seinem/seiner Vorsitzenden nach Bedarf schriftlich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Ladungsfrist beträgt 2 Wochen. Sie kann mit Zustimmung aller Aufsichtsratsmitglieder verkürzt werden.

(22) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann bis spätestens eine Woche vor der Aufsichtsratssitzung beim Vorsitzenden schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der/Die Vorsitzende hat die Ergänzung der Tagesordnung den Aufsichtsratsmitgliedern unverzüglich mitzuteilen.
Aufgaben des Aufsichtsrats, Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung
(23) Er überwacht und berät als unabhängiges Kontrollorgan die Geschäftsführung des Vorstands.  

(24) Der Aufsichtsrat nimmt hierzu insbesondere folgende Aufgaben wahr:

a) Bestellung, Beratung, Überwachung und Entlastung des Vorstands; die Mitgliederversammlung ist vor Bestellung des Vorstands zu hören,
b) Genehmigung des Wirtschaftsplanes (§ 7 Abs. 4 d),
c) Abschluss, Änderung(en), Kündigung und Aufhebung (aus sonstigen Gründen) von Verträgen mit Vorstandsmitgliedern,
d) Beratung des Jahresabschlusses und Beschlussempfehlung an die Mitglieder-versammlung, Teilnahme an den Mitgliederversammlungen,
e) Beschlussfassung über zustimmungsbedürftige Geschäfte des Vorstands (§ 7 Abs. 5 der Satzung) sowie
f) Beauftragung des Abschlussprüfers.
Der Aufsichtsrat kann die Aufgaben nach § 9 Abs. 2 c) einem hierzu zu bildenden dreiköpfigen Ausschuss übertragen, dem neben dem/der Aufsichtsratsvorsitzenden jeweils ein/e Vertreter/in der nach § 8 Abs. 3 a) und b) zu bestimmenden Aufsichtsratsmitglieder angehören soll.
(25) Der nach § 8 zu bestimmende Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend sind. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der Aufsichtsratsvorsitzenden den Ausschlag. 

(26) Anstatt einer Beschlussfassung in Sitzungen können Beschlüsse auch schriftlich bzw. durch Telekommunikationsmittel (z.B. email oder Videokonferenzen) gefasst werden. Die Beschlussvorlage ist vom Vorsitzenden zu paraphieren und im Umlaufverfahren von den anderen Organmitgliedern zu unterzeichnen. Bei Beschlussfassung im schriftlichen Verfahren gilt Abs. 3 entsprechend.  
Mitgliederversammlung
(27) Die Mitgliederversammlung ist insbesondere zuständig für:
a) Beratung über Grundsatzfragen der vhs, 

b) Überwachung der Erfüllung der Satzungszwecke nach § 2 der Satzung,
c) Änderungen der vorliegenden Satzung sowie die Auflösung des Vereins,

d) Aufnahme von neuen Mitgliedern sowie den Ausschluss eines Mitglieds,
e) Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats nach § 8 Abs. 3 b) der Satzung,

f) Entgegennahme und Beratung des Geschäftsberichts,
g) Entgegennahme und Beratung des Tätigkeitsberichts des Aufsichtsrats und seiner Stellungnahme zum Jahresabschluss und zur Lage des Vereins,
h) Feststellung des Jahresabschlusses sowie Beschlussfassung über die Verwendung des Jahresergebnisses sowie 
i) Entlastung des Aufsichtsrats.

(28) Der Vorstand beruft mindestens einmal jährlich mit einer Frist von mindestens drei Wochen eine ordentliche Mitgliederversammlung ein. Hierzu sind sämtliche Mitglieder schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung zu laden. Im Falle einer beabsichtigten Satzungsänderung ist deren Wortlaut mit der Einladung mitzuteilen. Ergänzungen der Tagesordnung sind mindestens zwei Wochen vor Versammlung beim Vorstand einzureichen. Der/Die Vorsitzende hat die Ergänzung der Tagesordnung den Vereinsmitgliedern unverzüglich mitzuteilen. Beschlüsse können nur zu der Versammlung rechtzeitig mitgeteilten Tagesordnungspunkten gefasst werden. 
(29) Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen, falls es die Interessen des Vereins erfordern. Er hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung binnen Monatsfrist einzuberufen, wenn ein Drittel der Mitglieder dies unter Angabe des Zwecks und der Gründe schriftlich verlangt. Für die Einberufung der außerordentlichen Mitgliederversammlung gilt Abs. 2 entsprechend.
(30) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig und entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit. Beschlüsse über Satzungsänderungen oder die Auflösung des Vereins bedürfen einer ¾-Mehrheit der erschienenen Mitglieder. Eine Stimmrechtsübertragung ist ausgeschlossen. Stimm-enthaltungen bleiben bei der Berechnung der Mehrheit außer Betracht. 
(31) Den Vorsitz in der Mitgliederversammlung führt der/die Vorsitzende des Vorstands bzw. im Falle der Verhinderung vorrangig der/die nach § 6 Abs. 1 zu bestimmende Stellvertreter/in bzw. ein/e von der Mitgliederversammlung zu bestimmender/e Sitzungsleiter/in. Über den Verlauf und die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu fertigen, das von dem/der Vorsitzenden und von dem/der Protokollführer/in zu unterzeichnen ist. 
Beirat
Zur fachlichen Beratung des Vorstands kann ein Fachbeirat gebildet werden, dem auch Dozenten/innen der vhs angehören können. 
§ 4  
Anpassung des Vereins an sich ändernde Verhältnisse
(1) Ändern sich die Verhältnisse derart, dass die Erfüllung des Vereinszwecks von der Mitgliederversammlung nicht mehr für sinnvoll gehalten wird, so kann diese mit ¾-Mehrheit der gültigen Stimmen einen neuen Vereinszweck beschließen. Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen. Der Beschluss bedarf für seine Wirksamkeit der Zustimmung des zuständigen Finanzamts.
(2) Der neue Vereinszweck hat gemeinnützig zu sein und auf einem Gebiet zu liegen, der dem ursprünglichen Vereinszweck möglichst nahe kommt.
Auflösung des Vereins

Bei Aufhebung oder Auflösung des Vereins oder bei Wegfalll der gemeinnützigen Zwecke fällt das Vereinsvermögen an die Landeshauptstadt Stuttgart, die das Vermögen ausschließlich und unmittelbar für die in § 2 genannten gemeinnützigen Zwecke einzusetzen hat. 
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